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Die w irtschaftliche Entwicklung in 
den fünf neuen Bundesländern 

weist gegenwärtig noch keine positi­
ven Vorzeichen auf. Angesichts der 
weiterbestehenden Risiken und der 
nur zögernd einsetzenden privatw irt­
schaftlichen Produktionen wird die 
Bedeutung staatlicher Aktivitäten 
zunächst noch zunehmen. Die For­
derung nach Herstellung gleichwerti­
ger Lebensbedingungen bedeutet 
angesichts des hohen Staatsanteils 
in den westlichen Bundesländern 
nicht nur hohe Aufwendungen für 
laufende Personal- und Sachausga­
ben, sondern substantielle Investiti­
onen in das Human- und Sachkapi- 
tal.

Die noch geringen öffentlichen 
Einnahmen in Ostdeutschland 
schienen zunächst die Finanzierung 
der staatlichen Mehraufwendungen 
durch eine die bisherigen Maßstäbe 
übersteigende Nettokreditaufnahme 
des Bundes zu erzwingen. Diese 
dürfte jedoch aus zins- und haus­
haltspolitischen Gründen ihren 
Höhepunkt erreicht haben. Dagegen 
blieb die in den letzten Monaten 
favorisierte Kürzung der bisherigen, 
die westdeutschen Gebiete betref­
fenden Ausgabenansätze weit hinter 
den Erwartungen zurück. Erkennbar 
sind neben Verminderungen der Pla­
nungen für M ilitärausgaben erste 
Kürzungen der Berlin- und Zonen­
randförderung. Entscheidungen 
über substantielle Kürzungen von 
weiteren Subventionen sollen erst 
später fallen -  ein immer w iederkeh­
rendes, jedoch bisher recht unwirk­
sames Vorhaben. Es darf bezweifelt 
werden, ob die gesellschaftspolitisch 
einmalige Herausforderung der Ver­
einigung Deutschlands letztlich die 
seit Jahrzehnten von den Interes­
senten mit Erfolg vorgetragenen Be­
gründungen für Subventionen ta t­
sächlich wird relativieren können.

Daß von den geplanten Einspa­
rungen des Bundes in Höhe von 35 
Mrd. DM noch nicht einmal die Hälfte 
durch echte Ausgabenkürzungen er-
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reicht werden kann, bestätigt die seit 
einem Jahr vorgetragene Vermu­
tung, daß nun doch die dritte, lange 
Zeit verworfene Finanzierungsart 
zur Etatdeckung herangezogen wird: 
die Erhöhung staatlicher Einnahmen 
auf breiter Front. An eine Erhöhung 
der Einkommensteuer wird wohl 
nicht gedacht, obgleich konjunktur- 
und wachstumsdämpfende W irkun­
gen auch von anderen Abgabener­
höhungen ausgehen dürften. Die aus 
verteilungspolitischen Gründen oft­
mals geforderte Mehrbelastung von 
Besserverdienenden kann nicht 
überzeugen, da ja  auch bisher schon 
die Finanzierung großer gesell­
schaftlicher Aufgaben (M ilitärwe­
sen) mit Hilfe der gegebenen Tarif­
progression bewältigt werden 

konnte.

Die jüngsten Planungen gipfeln 
nun in einem um ständlichen Finan­
zierungsvorgang; dennoch handelt 
es sich hierbei lediglich um eine ein­
fache Erhöhung staatlicher Einnah­
men und keineswegs um eine Verrin­
gerung öffentlicher Ausgaben. Zur 
Finanzierung der Arbeitslosigkeit in 
Ostdeutschland werden generell die 
Beiträge zur Arbeitslosenversiche­
rung erhöht, gleichzeitig die Beiträge

zur Rentenversicherung gesenkt. In 
Höhe von in etwa 18 Mrd. DM ver­
m indern sich die Ausgaben im Bun­
deshaushalt.

Auch die vorgesehene Anhebung 
der Postabgabe an den Bundesetat 
mit der Konsequenz höherer Postge­
bühren läßt sich nicht als Einsparung 
klassifizieren, zumal auch die Ver­
teuerung dieser für das Wachstum 
wichtigen Kommunikationsleistun­
gen hinzukommt. Von der Erhebung 
pauschaler Straßenbenutzungsge­
bühren scheint die Bundesregierung 
abgekommen zu sein; die diskutierte 
M ineralölsteueranhebung oder eine 
Abgasabgabe scheinen wegen des 
sachgerechten, differenzierteren An­
satzes zweckm äßiger zu sein, wenn 
denn die Ausgabenminderung miß­
lingt.

Die Schaffung einer Steueroase in 
Ostdeutschland ist angesichts der 
dortigen Gewinnsituation und der 
noch unvollkommenen Erhebungs­
techniken offensichtlich den anrei­
zenden W irkungen von Investitions­
zulagen unterlegen. Die diskutierte 
Abschaffung gewinnunabhängiger 
Steuern könnte dagegen in der ge­
samten Bundesrepublik positive Zei­
chen setzen.

Ausgaben- und Einnahmenver­
änderungen sowie regionale Um­
schichtungen öffentlicher Leistun­
gen lassen sich auf Bundesebene 
noch relativ einfach bewältigen. Da­
gegen wird eine mögliche Leistungs­
minderung westlicher Bundesländer 
nur dann zu einer M ehrleistung im 
Osten führen, wenn eine bedarfsge­
rechte Form des Finanzausgleichs 
geschaffen wird. Angesichts der Ver­
fassungsklagen westdeutscher Län­
der und des bisherigen Ausschlus­
ses des Ostens ist hier eine zügige 
Totalrevision erforderlich. Eine er­
hebliche Umlenkung der Bundeser­
gänzungszuweisungen und der Lei­
stungen aus dem Strukturhilfefonds 
könnte genauso diskutiert werden 
wie eine Anhebung des Bundesan­
teils an der Mehrwertsteuer.

WIRTSCHAFTSDIENST 1991/1


